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§ 1  Gewährleistung einer europarechtskonformen Finanzierung 

Gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 ist der Ausgleich auf den finanziellen 
Nettoeffekt der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung zu begrenzen. Dadurch wird ver-
hindert, dass der Ausgleich, den die Taxiunternehmen aus der allgemeinen Vorschrift 
erhalten, die finanziellen Nachteile, die dadurch entstehen, übersteigen. Anderenfalls 
würden öffentliche Zuschüsse beihilfenrechtswidrige Ausgleichszahlungen darstellen, 
die den Markt für öffentliche Personenbeförderungsleistungen verfälschen könnten. 
Zur Wahrung dieses Überkompensationsverbots sind vorab die Ausgleichsparameter 
so zu bilden, dass eine Überkompensation ausgeschlossen wird. Der durch die Para-
meter bestimmte Betrag ist der maximal mögliche Ausgleich. Ferner ist die nachträgli-
che Überkompensationskontrolle durchzuführen.  

§ 2  Vergütung der Taxiunternehmen 

(1) Für die durchgeführten Fahrten als ÖPNV-Taxi erhält das Taxiunternehmen 
vom Landkreis Ausgleichsleistungen in Höhe des jeweils gültigen Taxitarifes 
gemäß der Verordnung des Landratsamtes Berchtesgadener Land über die 
Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen für den Verkehr mit Ta-
xen (Taxitarifordnung) vom 08. August 1990 in der jeweils gültigen Fassung 
abzüglich der durch das Taxiunternehmen erwirtschafteten Fahrgeldeinnah-
men und einer Summe von Korrekturfaktoren, die verhindern, dass unge-
rechtfertigte finanzielle Vorteile aufgrund der gemeinwirtschaftlichen Tarifver-
pflichtung entstehen. 

(2) Die Ausgleichsleistung berechnet sich aufgrund von folgenden Schritten: 

1. Zunächst werden die Erlöse der durchgeführten Fahrten mit den auf 
diese Fahrten theoretisch entfallenden Erlösen bei Anwendung des ge-
nehmigten Taxitarifes der jeweils geltenden Taxitarifverordnung (vgl. 
Abs. 1) verglichen. Die Differenz dieser beiden Werte wird dem Taxi-
unternehmen vom Landkreis als Ausgleich für die Anwendung der ge-
meinwirtschaftlichen Tarifverpflichtung im Grundsatz erstattet. 

2. Zuletzt werden die beihilfenrechtlich nicht gerechtfertigten finanziellen 
Vorteile von dem vorläufig ermittelten Ausgleichsbetrag, der nach Nr. 1 
und Nr. 2 ermittelt wurde, abgezogen.  

- Zum einen ist die erhöhte Nachfrage zu berücksichtigen, weshalb 
die Fixkosten des Unternehmens, die im genehmigten Taxitarifes 
der jeweils geltenden Taxitarifverordnung (vgl. Abs. 1) berück-
sichtigt sind, nur zu einem bestimmten Teil ausgeglichen werden. 
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Die Höhe bemisst sich nach der anteiligen Bereitstellungszeit als 
ÖPNV-Taxi im Vergleich zur übrigen Tätigkeitszeit.  

- Zum anderen sind die Ausgleichsleistungen auf die tatsächlich 
entstehenden Kosten je Stunde zuzüglich eines angemessenen 
Gewinns zu begrenzen. 

3. Nach Ablauf eines Evaluationszeitraums von zwei Jahren ist zu prüfen, 
welche Markteffekte sich infolge der Einführung des ÖPNV-Taxis ein-
gestellt haben. Zu berücksichtigen sind insbesondere Veränderungen 
in Nachfrage, Preisentwicklung, Marktanteilen, Wettbewerbssituation 
sowie sonstige wirtschaftlich relevante Auswirkungen. Festgestellte po-
sitive Markteffekte sind für die Zukunft angemessen abzuschöpfen. 

(3) Die Berechnungsmethode ist in ein digitales Abrechnungsprogramm für die 
konkrete Abrechnung von Fahrten mit dem ÖPNV-Taxi transformiert (Excel-
Tariftabelle). Durch Eingabe des theoretischen Umsatzes nach dem geneh-
migten Taxitarif sowie der Bereitstellungszeit eines konkreten Fahrzeugs als 
ÖPNV-Taxi können die exakten Ausgleichsleistungen für Fahrten mit dem 
ÖPNV-Taxi jederzeit berechnet werden. Diese Abrechnungstabelle liegt als 
Anlage 1 bei. 

(4) Kosten, die durch die Teilnahme am Modell des ÖPNV-Taxi erforderlich und 
damit unmittelbar kausal auf die gemeinwirtschaftliche Tarifpflicht zurückzu-
führen sind, sind ausgleichspflichtig. Diese Mehrkosten müssen belegt wer-
den. Sie sind neben den Ausgleichsleistungen gemäß Absatz 2 auszukeh-
ren. 

(5) Es wird davon ausgegangen, dass die vom Landkreis geleistete Ausgleich-
zahlung keiner Umsatzsteuerpflicht unterliegt. Falls sich zu einem späteren 
Zeitpunkt herausstellen sollte, dass auf die geleisteten Ausgleichzahlungen 
eine Umsatzsteuer fällig wird, verpflichtet sich der Landkreis, die sich daraus 
ergebenen Fehlbeträge auszugleichen. 

Anlagen 

Anlage 1 Abrechnungstabelle 

 

 


